
später in wirtschaftliche Schwierigkeiten geriet, trat er der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft bei, der er 
bis zu seiner Festnahme angehört hat.

Nach dem faschistischen Putschversuch im Juni 1953 hat 
der Angeklagte dem Vorsitzenden der LPG, dem Zeugen 
B., gesagt, er solle nur alles hinhauen, in ein paar Wochen 
sei der Ami hier und der Iwan sei verschwunden. Der 
Zeugin H. gegenüber äußerte er, daß, wenn es am 17. Juni 
geklappt hätte, sie jetzt an einem Baum hinge. Nach 
seinem Eintritt in die LPG führte der Angeklagte mit 
deren einzelnen Mitgliedern, insbesondere mit dem Zeu­
gen H., häufig Gespräche über politische Fragen. Dabei 
äußerte er sich absprechend über die Politik der DDR und 
beleidigend über ihre verantwortlichen Staatsmänner. Zur 
Oder-Neiße-Friedensgrenze erklärte er, daß sich die Deut­
schen die Ostgebiete wiederholen werden. Er warf sich 
auch zum Verteidiger faschistischer Verbrechen auf und 
machte dem Zeugen H. Vorwürfe, weil dieser noch darüber 
sprach, daß in einer Scheune im dortigen Kreis mehr als 
1000 KZ-Häftlinge lebendig verbrannt worden seien. Er 
sagte in diesem Zusammenhang, die SS hätte schon rich­
tig gehandelt, es seien ja nur Juden und ausgemergelte 
Menschen gewesen.

Nach einem kurzen Besuch bei Verwandten in West­
deutschland im Oktober 1957 gab der Angeklagte allgemein 
phantastische Schilderungen von dem guten Leben im 
Westen und von vielen Vergünstigungen, welche die „Ost­
zonenbewohner“ dort erhalten würden. Er versicherte dem 
Zeugen P., daß dieser als Grobschmied im Westen sofort 
Arbeit erhalten und viel mehr Geld verdienen könne als 
in der DDR. Er versprach dem Zeugen, ihn bei der Be­
schaffung von Arbeit und Wohnung zu unterstützen, denn 
er werde selbst im Januar oder Februar nach Westdeutsch­
land übersiedeln. Der Zeuge P. faßte auch auf Grund die­
ser Versprechungen zunächst den Beschluß, die DDR zu 
verlassen; er konnte jedoch durch den Zeugen H. noch vor 
diesem unbedachten Schritt bewahrt werden. Durch das 
ständige Reden des Angeklagten, der auch aus West­
deutschland einige Zeitungen mitgebracht hatte, die er den 
LPG-Mitgliedern zu lesen gab, verloren zahlreiche Mit­
glieder der LPG die Lust an ihrer Arbeit und das Ver­
trauen in die Entwicklung der DDR.

Aus den G r ü n d e n ;
Die Äußerungen' des Angeklagten, soweit sie sich 

auf die Mitglieder der Regierung erstrecken, sind Hetze 
gegen unsere Arbeiter-und-Bauem-Macht; soweit sich 
seine Äußerungen auf den Zeugen H. und dessen Ehe­
frau erstrecken, sind sie Hetze gegen einen Bürger, die 
sich gegen seine gesellschaftliche Tätigkeit und gegen 
seine Zugehörigkeit zu einer gesellschaftlichen Organi­
sation richtet. Hetze gegen die Anbeiter-und-Bauern- 
Macht, gegen ihre Organe und gesellschaftlichen 
Organisationen sind zahlreiche Äußerungen des An­
geklagten über den Kommunismus und Kommunisten, 
die Regierung, die Volkspolizei u. ä.. Mit seinen Äuße­
rungen über die Tätigkeit des SS unld der faschistischen 
Wehrmacht hat der Angeklagte den Faschismus und 
Militarismus verherrlicht. Seine Äußerungen über die 
Sowjetbürger sind Hetze gegen andere Völker, und 
seine Äußerung über die Juden ist Rassenhetze. Der 
Angeklagte hat damit objektiv und subjektiv die Tat- 
bestandsmerkmaäe des § 19 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 erfüllt. 
Diese strafbaren Handlungen sind im Fortsetzungs­
zusammenhang begangen, da gleichartige Objekte unter 
gleichartiger Begehungsform und gleichartigem Vorsatz 
angegriffen wurden und- zwischen diesen Angriffen ein 
zeitlicher Zusammenhang 'besteht.

Der Angeklagte hat weiter den Zeugen P. wegen 
seiner beruflichen Tätigkeit zum Verlassen der DDR 
bestimmen wollen, und zwar durch das Versprechen 
aktiver Unterstützung bei der Beschaffung von Wohn- 
raum und Arbeit in Westdeutschland. Durch seine Ver­
sprechungen hat er die Freiheit der Willensentschei­
dung des Zeugen P. beeinflußt, der bis dahin keinerlei 
Absicht zum Verlassen der DDR gehabt hatte. Durch 
diese Handlungen hat der Angeklagte objektiv und 
subjektiv eine Alternative des § 21 Abs. 2 StEG 
erfüllt.

Die Imperialisten versuchen mit allen Mitteln, eine 
weitere Festigung und Vorwärtsentwicklung unserer 
Gesellschaftsordnung zu hintertreiben. Es gelingt ihnen 
immer wieder, Opfer zu finden, die entweder ihren 
Rundfunksendungen erliegen oder sich bei Besuchen 
in Westdeutschland durch die gleißende Fassade täu­
schen lassen. Der Angeklagte ist zunächst ein rück­
ständiger Bürger gewesen, der bestimmte Ansätze ge­
macht hat, um am Fortschritt teiizunehmen. Wenn 
auch nicht zuletzt seine wirtschaftlichen Schwierig­

keiten ihn zum Eintritt in eine Landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaft veranlaßt haben, so lag bei 
ihm doch die Erkenntnis vor, daß die gesellschaftliche 
Produktion ein Erfordernis unserer Zeit geworden ist 
und daß nur die gesellschaftliche Aneignung den Men­
schen eine gesicherte Existenz garantiert. Kaum hat er 
jedoch seine Schwierigkeiten überwunden, als ihn 
schon seine kleinbürgerlichen Tendenzen und die west­
liche Beeinflussung zu einer gegen den Bestand unserer 
Gesellschaftsordnung gerichteten Tätigkeit veranlassen. 
So hat er in raffinierter Form allmählich die Arbeits­
moral der LPG-Mitgüieder zum Absinken gebracht und 
trotz' guter und böser Worte des Vorsitzenden sein 
Verhalten nicht geändert.

Völlig gewissenlos hat der Angeklagte dadurch ge­
handelt, daß er den Zeugen P., der Schmied der LPG 
ist, zum Verlassen unserer Republik verleiten wollte. 
Einmal hat er damit die LPG gefährdet, denn für die 
Instandhaltung der landwirtschaftlichen Maschinen 
und Geräte ist ein Schmied von großer Bedeutung. Zum 
anderen aber wird darüber hinaus unsere Republik 
durch den Verlust eines befähigten Facharbeiters ge­
schädigt, und das Lager der Kriegstreiber erhält eine 
Stärkung, da ja Schmiede im Rahmen der Aufrüstung 
benötigt werden. Das strafbare Verhalten des An­
geklagten ist deshalb in besonderem Maße moralisch­
politisch verwerflich, weil er durch die Maßnahmen 
unserer Arbeiter-unid-Bauem-Regierung ein schönes 
Eigentum erhalten hatte und weil ihm durch den Ein­
tritt in die LPG die Möglichkeit eröffnet wurde, sich 
eine gesicherte Existenz aufzubauen. Trotz einer gün­
stigen Aussicht auf eine gesicherte und friedvolle Zu­
kunft hat sich der Angeklagte für die Interessen der 
Kriegsbrandstifter eingesetzt und ist zu ihrem Hand­
langer geworden.

Der Vertreter der Anklagebehörde beantragte, den 
Angeklagten unter Anrechnung der U-Haft wegen 
staatsgefährdender Propaganda und Hetze — Verbrechen 
gern. § 19 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 StEG — zu einer Ge­
fängnisstrafe von zwei Jahren und wegen Verleitung 
zum Verlassen der Deutschen Demokratischen Repu­
blik — Verbrechen gern. § 21 Abs. 2 StEG — zu einer 
Gefängnisstrafe von einem Jahr und drei Monaten zu 
verurteilen und gern. § 74 StGB eine Gesamtstrafe von 
drei Jahren Gefängnis zu bilden.

Der Senat ist diesem Anträge nur hinsichtlich der 
Höhe der Strafe in bezug auf § 21 StEG gefolgt. Der 
Senat erachtet wegen der außerordentlich umfang­
reichen Verbrechen gern. § 19 StEG eine Gefängnis­
strafe von zwei Jahren und neun Monaten für er­
forderlich, weil durch das strafbare Verhalten des An­
geklagten eine Demoralisierung der Mitglieder der LPG 
eingetreten ist und die Arbeitsleistungen beachtlich 
gesunken sind. Dadurch wurde die LPG in ihrem Be­
stände außerordentlich gefährdet. Der Senat hält eine 
dem Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit entsprechende 
Gesamtstrafe von drei Jahren und sechs Monaten Ge­
fängnis für erforderlich.

§ 19 Abs. 3 StEG.
Für die Annahme eines schweren Falles aus anderen 

als den ausdrücklich in § 19 Abs. 3 StEG aufgezählten 
Gründen kommt es auf den Inhalt, den Charakter und 
den Umfang der hetzerischen Tätigkeit sowie auf die 
Zielsetzung des Täters an.

OG, Urt. vom 4. März 1958 - la Ust 8/58.
Der Angeklagte war seit Jahren ständiger Hörer west­

licher Rundfunksender. In vielen Fällen verbreitete er die 
gehörten Hetznachrichten in Kreisen seiner Umgebung, 
hauptsächlich vor der Molkerei gegenüber anderen Milch­
fahrern. Der Zeuge Molkereimeister F. wies den Ange­
klagten wiederholt darauf hin, seine Hetztätigkeit ein­
zustellen. Daran hielt sich der Angeklagte aber nicht, son­
dern verbreitete an den folgenden Tagen wiederum Hetz­
nachrichten. So behauptete er: (wird ausaeführt).

Auf Grund dieser Feststellungen hat das Bezirksgericht 
den Angeklagten wegen Boykott- und Kriegshetze — Ver­
brechen gegen Art. 6 der Verfassung — zu einem Jahr und 
sechs Monaten Zuchthaus verurteilt.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung des Ange­
klagten. Sie konnte im Ergebnis keinen Erfolg haben.

Aus den G r ü n d e n :
Der Angeklagte hat über einen längeren Zeitraum 

jede Gelegenheit wategenommen, gegen andere Völker 
zu hetzen, den Militarismus zu verherrlichen, die
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